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- Drucksache 17/10939 - 


Ausbleibende Unterstützung für den Zug der Erinnerung durch die 
Bundesregierung und die Deutsche Bahn AG 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Das erinnerungspolitische Projekt „Zug der Erinnerung“ verfügt derzeit über 
keine Planungssicherheit, weil es größte Schwierigkeiten hat, die von der 
Deutschen Bahn AG (DB AG) verlangten Entgelte für Trassen- und Stations- 
nutzung zu bezahlen. Der „Zug der Erinnerung“ dient dem Gedenken an Men- 
schen, die von der Deutschen Reichsbahn auf Geheiß der Nazis deportiert wor- 
den waren. Hatte die Reichsbahn schon für die Deportationen Geld kassiert, 
hält nun auch die Deutsche Bahn AG bei der Erinnerung daran die Hand auf. 

ln Beantwortung einer Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE, hatte die 
Bundesregierung nicht erkennen lassen, dass sie bereit ist, in ihrer Rolle als 
Vertreterin des Alleinaktionärs Bund der DB AG eine Änderung dieses Zu- 
standes herbeizuführen (Bundestagsdrucksache 17/9331). Auch eine Ände- 
rung der Gesetzeslage lehnt sie ab. Stattdessen führt sie aus, eine Spende an 
den Verein sei „nach wie vor die beste Lösung“. 

Jedoch weigert sich die DB AG bislang, dem „Zug der Erinnerung“ die ab- 
verlangten Gebühren für das Gedenken an die NS-Opfer zurückzuspenden. 
Nach Kenntnis der Fragesteller hält die DB AG an dieser Weigerung trotz 
mehrerer Vermittlungsversuche jüdischer Organisationen und überlebender 
Reichsbahn-Opfer fest. Nachdem diese Weigerung im Frühjahr 2012 Gegen- 
stand von Medienberichten wurde, kündigte ein Sprecher der DB AG an, der 
Konzern werde „künftig alle Einnahmen, die ihm durch den Zug entstehen, der 
Stiftung Erinnerung, Verantwortung, Zukunft (EVZ) spenden“ (DER TAGES- 
SPIEGEL, 27. April 2012). Die DB AG gebe außerdem zu, dass sie vom „Zug 
der Erinnerung“ seit Sommer 2009 einen Betrag von mindestens 30 000 Euro 
eingezogen habe, der noch nicht weitergespendet worden sei, dies solle aber 
nun geschehen. 

Jedoch haben die Fragesteller von der Stiftung EVZ erfahren, dass dort weder 
eine Spende eingetroffen ist noch habe die DB AG entsprechende Ankündi- 
gungen gemacht hat. Die Repräsentanten des „Zuges der Erinnerung“ haben 
sich bereits im Juni 2012 an die DB AG gewandt und um Einzelheiten der be- 
absichtigten Spendenregelungen gebeten, bis heute haben sie - wie gegenüber 
den Fragestellern mitgeteilt - keine Antwort erhalten. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwick- 
lung vom 23. Oktober 2012 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Doch selbst wenn nach Kenntnis der Fragesteller die DB AG ihre Ankündi- 
gungen Umsetzen würde, wäre eine Rückzahlung der dem „Zug der Erinne- 
rung“ abverlangten Gelder nicht sichergestellt. Denn die Stiftung EVZ ist 
schon aus finanzrechtlichen Gründen nicht in der Lage, als bloße Durchlaufor- 
ganisation für Spenden zu dienen und diese umstandslos von der DB AG an 
den „Zug der Erinnerung“ weiterzureichen. Vor diesem Hintergrund muss der 
Eindruck entstehen, dass die DB AG ihre angebliche Rückzahlungsbereit- 
schaft weder umsetzt noch eine Zuwendung an den „Zug der Erinnerung“ 
wirklich beabsichtigt, womöglich nicht einmal eine Zuwendung an die EVZ. 
Kritiker interpretieren das Verhalten der DB AG vielmehr als Affront gegen 
den „Zug der Erinnerung“ und dessen Engagement zum Gedenken an die Mas- 
sendeportationen der Reichsbahn. 

Im Übrigen weisen die Fragesteller die Behauptung der Bundesregierung 
(Antwort zu Frage 4 auf Bundestagsdrucksache 17/9331), es sei „davon auszu- 
gehen, dass alle mit Hilfe der Reichsbahn Deportierten Entschädigungsleistun- 
gen nach den genannten Gesetzen erhalten haben“, zurück. Ein sehr großer 
Anteil der Deportierten wurde nicht entschädigt, sondern ermordet. Die Mit- 
wirkung der DB AG an diesen Verbrechen darf aus Sicht der Fragesteller nicht 
kleingeschrieben werden. 

Auch von den Überlebenden der Massendeportationen mit der Reichsbahn hat 
nur ein kleiner Personenkreis Entschädigungsleistungen erhalten, da die mil- 
lionenfache Beihilfe der Reichsbahn zu den Verschleppungsverbrechen in den 
okkupierten Staaten („Umvolkung“ in Polen, Ukraine usw.) niemals entschä- 
digt worden ist. 

Zweifelhaft ist zudem die Behauptung der Bundesregierung, nicht dem Verein 
„Zug der Erinnerung“, sondern nur von diesem beauftragten Eisenbahnver- 
kehrsuntemehmen seien Trassen- und Anlagenentgelte sowie Stationsgebüh- 
ren in Rechnung gestellt worden. Den Fragestellern liegen Kopien von Rech- 
nungen vor, die von der DB AG ausdrücklich an den „Zug der Erinnerung“ ge- 
richtet wurden. 


1. Warum hat die DB AG nach Kenntnis der Bundesregierung ihre öffent- 
lichen Ankündigungen, die vom „Zug der Erinnerung“ erhaltenen Gebühren 
an die EVZ weiter zu spenden, nicht umgesetzt? 

Die Deutsche Bahn AG (DB AG) hat hierzu Folgendes mitgeteilt: 

Der Verein „Zug der Erinnerung“ wurde im Jahr 2009 mit 150 000 Euro von der 
Stiftung EVZ gefördert. Dies geschah aus Spendenmitteln der DB AG von ins- 
gesamt 175 000 Euro, die von der DB AG in Abstimmung mit der Bundesregie- 
rung an die Stiftung EVZ überreicht wurden. Eventuelle Einnahmen aus Tras- 
senentgelten, die aus Fahrten des Zugs der Erinnerung ab Januar 2012 generiert 
werden, sollen nach Auskunft der DB AG der Stiftung EVZ überwiesen wer- 
den. Die Mittel sind nicht zweckgebunden. Die Stiftung EVZ entscheidet ent- 
sprechend ihrer Satzung über die Vergabe ihrer Mittel an einzelne Antragsteller. 

Im Übrigen hat die gesamte Bundesregierung bereits auf Bundestagsdrucksache 
17/9331 zum Zug der Eriimerung ausdrücklich Stellung genommen. Es wird 
auf die Antwort auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 17/9331 ver- 
wiesen. 


2. Warum hat die DB AG nach Kenntnis der Bundesregierung ihre öffent- 
lichen Ankündigungen, 30 000 Euro an den „Zug der Erinnerung“ zu spen- 
den, nicht umgesetzt? 

Die DB AG hat hierzu Folgendes mitgeteilt: 

Direkte Spenden der DB AG an den Verein „Zug der Erinnerung“ sind von Sei- 
ten der DB AG nicht vorgesehen. Eine dementsprechende öffentliche Ankündi- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-3- 


Drucksache 17/11227 


gung ist auch nicht bekannt. Nach Gesprächen mit verschiedenen Opferverbän- 
den hat sich die DB AG im Jahr 2010 in Abstimmung mit der Bundesregierung 
dazu entschlossen, Spendenmittel in Höhe von 5 Mio. Euro für humanitäre Pro- 
jekte der Stiftung EVZ zur Verfügung zu stellen. Dieses Geld kommt Menschen 
direkt zugute, die in jungen Jahren Opfer der NS-Gewaltherrschaft wurden und 
heute in schwierigen Umständen leben. 


3. Inwiefern hat sich in dieser Angelegenheit die Bundesregiemng an die 
DB AG gewandt und diese aufgefordert, die Gebühren zu spenden, und 
wie hat die DB AG darauf reagiert? 

Die Bundesregierung steht in ständigem Kontakt mit der DB AG und hat zuletzt 
im April 2012 die DB AG hinsichtlich ihres Spendenverhaltens gegenüber des 
Vereins „Zug der Erinnerung“ bzw. der Stiftung EVZ angesprochen und eine 
erneute Spende angeregt. Die Bundesregierung begrüßt es ausdrücklich, dass 
die DB AG darauf hin erklärt hat, dass sie etwaige Einnahmen aus Trassenent- 
gelten, die aus Fahrten des Zugs der Eriimerung ab Januar 2012 generiert wer- 
den, der Stiftung EVZ zukommen lassen wird. 


4. Ist der Bundesregiemng selbst und nach ihrer Kenntnis auch der DB AG 
bewusst, dass die EVZ aus rechtlichen Gründen nicht einfach Spenden der 
DB AG an den „Zug der Erinnemng“ durchreichen kann, und wenn ja, aus 
welchen Gründen erweckt die DB AG in ihren öffentlichen Äußemngen 
den Eindmck, eine Spende an die EVZ sei gleichbedeutend mit der Rück- 
erstattung der dem „Zug der Erinnemng“ abverlangten Gebühren für das 
Gedenken an die NS-Deportierten? 

Der Bundesregierung ist bewusst, dass die Stiftung EVZ und der Verein „Zug 
der Erinnemng“ unterschiedliche Rechtspersönlichkeiten sind. 


5. Welche Position nimmt die Bundesregiemng zu dieser Problematik ein, 
welche Lösungsvorschläge hat sie hierzu entwickelt, und inwiefern sind 
diese gegenüber der DB AG, der EVZ und dem „Zug der Erinnemng“ 
bereits kommuniziert? 

Die Bundesregiemng hat mehrfach deutlich gemacht, dass sie die Initiativen der 
Stiftung EVZ und des Vereins „Zug der Eriimemng“ ausdrücklich begrüßt. Die 
Bundesregiemng steht zu diesen beiden Initiativen in regelmäßigem Kontakt 
mit der DB AG. Neben der Anregung von Spenden der DB AG hat die Bundes- 
regiemng die Ausstellung „Zug der Erinnemng“ wiederholt finanziell unter- 
stützt. 


6. Inwiefern macht die Bundesregiemng als Vertreterin des Alleinaktionärs 
Bund ihren Einfluss geltend, Gebühren vom „Zug der Eriimemng“ an die- 
sen zurückzuspenden, und welche Schritte hat sie hierzu seit Fertigstellung 
ihrer Antwort auf Bundestagsdmcksache 17/9331 konkret unternommen? 

Auf die Antworten zu den Fragen 3, 4 und 5 wird verwiesen. 


Drucksache 17/11227 


-4- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


7. Hält die Bundesregierung auch bereits eine Mitteilung, ob ihre Vertreter im 
Aufsichtsrat die Problematik ansprechen und Anträge stellen, auf Gebüh- 
ren für den „Zug der Erinnerung“ zu verzichten oder diese in geeigneter 
Weise zurückzuspenden, für einen Verstoß gegen die Verschwiegenheits- 
pflicht, und wenn ja, warum? 

Gilt dies auch für die Frage, ob die Bundesregierung ihre Vertreter im Auf- 
sichtsrat anweist, diese Thematik anzusprechen, und weim nein, hat die 
Bundesregierung entsprechende Aufforderungen an ihre Vertreter erlassen? 

Die Aufsichtsratssitzungen der DB AG unterliegen der Verschwiegenheitspflicht 
nach §§ 116, 394, 395 des Aktiengesetzes (AktG). Dies gilt auch für die inhaltliche 
Vorbereitung der Aufsichtsratssitzungen für die Bundesvertreter und für etwaige 
Mitteilungen im Vorfeld der Sitzungen an die Bundesvertreter im Aufsichtsrat. 


8. Inwiefern ist die Bundesregiemng selbst bereit, jene Gebühren, die die 
DB AG nicht selbst an den „Zug der Erinnemng“ spendet, zu übernehmen 
und zurückzuzahlen? 

Die Problematik stellt sich nicht, da die DB AG erklärt hat, ab Januar 2012 
eventuelle Einnahmen aus Trassenentgelten, die aus Fahrten des Zugs der 
Erinnerung generiert werden, an die Stiftung EVZ zu überweisen. 


9. Inwieweit ist es nach Auffassung der Bundesregierung zutreffend, dass der 
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung in Absprache mit 
dem Eisenbahn-Bundesamt sowie in Absprache mit der Reguliemngsbe- 
hörde des Bundes auch ohne gesetzliche Neuregelung befugt und imstande 
ist, eine Ausnahmeregelung zur Befreiung von Trassen- sowie Stations- 
gebühren im Einzelfall zu erteilen? 

Dies ist nicht zutreffend. Nach § 14 Absatz 4 Satz 1 des Allgemeinen Eisen- 
bahngesetzes (AEG) haben Betreiber von Schienenwegen ihre Entgelte nach 
Maßgabe der Eisenbahninfrastruktur-Benutzungsverordnung (EIBV) so zu be- 
messen, dass ihnen insgesamt die für die Erbringung der Pflichtleistungen ent- 
stehenden Kosten zuzüglich einer Rendite, die am Markt erzielt werden kann, 
ausgeglichen werden. Nach § 21 Absatz 6 EIBV sind die Entgelte, soweit sich 
aus der EIBV nichts anderes ergibt, gegenüber jedem Zugangsberechtigten in 
gleicher Weise zu berechnen. 

Die Möglichkeit nach § 14 Absatz 4 Satz 4 AEG Ausnahmen zuzulassen ist 
in § 22 Absatz 1 EIBV geregelt. Nach § 22 Absatz 1 EIBV kann die zustän- 
dige Aufsichtsbehörde dem Betreiber der Schienenwege Ausnahmen von § 14 
Absatz 4 Satz 1 AEG genehmigen, wenn die Kosten anderweitig ausgeglichen 
werden oder durch Allgemeinverfügung im Benehmen mit der Regulierungsbe- 
hörde alle Betreiber der Schienenwege allgemein von der Beachtung der Anfor- 
derungen nach § 14 Absatz 4 Satz 1 AEG freistellen. 

Auch auf diesem Weg kann das Unternehmen nicht gezwungen werden, Ent- 
gelte zu reduzieren oder auf ein Entgelt zu verzichten. Durch die Genehmigung 
kann die Aufsichtsbehörde Ausnahmen erlauben, nicht jedoch die Ausnahmen 
anordnen. Hintergrund für diese Regelung ist, dass es sinnvoll sein kann (z. B. 
zur Wirtschaftsförderung oder zur Verbesserung von Verkehrsleistungen im 
ländlichen Raum) die verlangte Kostendeckung durch Trassenpreise nicht über 
Aufschläge, sondern durch dem Betreiber zufließende andere Mittel zu gewähr- 
leisten und damit die Trassenpreise niedrig zu halten. Die Genehmigung darf 
allerdings nur erteilt werden, wenn der Ausgleich der Kosten sichergestellt ist 
und damit die notwendigen Mittel zur Gewährleistung eines sicheren Eisen- 
bahnbetriebs auf den Schienenwegen bereitstehen. 
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Die neuen Trassenpreise müssten sich auf eine bestimmte Infrastruktur bezie- 
hen und dann gegenüber allen Nutzem in gleicher Weise berechnet werden. 
Eine Einschränkung auf ein einzelnes Unternehmen würde die gesetzliche Ver- 
pflichtung der Betreiber der Schienenwege verletzen, die diskriminiemngsfreie 
Benutzung ihrer Schienenwege zu gewähren. Das Gleiche gilt für eine Allge- 
meinverfügung, die alle Betreiber der Schienenwege allgemein von der Beach- 
tung der Anforderangen nach § 14 Absatz 4 Satz 1 AEG freistellt. 


10. Hat die Bundesregierung diesen oder einen anderen (ggf. welchen?) Lö- 
sungsweg, der es ermöglichen würde, Initiativen wie den „Zug der 
Erinnerang“ von der Gebührenerhebung auszunehmen, in den vergan- 
genen Jahren geprüft, und werm ja, mit welchem Ergebnis, wenn nein, 
warum nicht? 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung hat im Zuge 
der Novellierung der entgeltrechtlichen Vorschriften (Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuordnung der Regulierung im Eisenbahnbereich, das am 19. September 
2012 vom Kabinett beschlossen wurde) geprüft, ob dem Anliegen Rechnung 
getragen werden kann. Dies ist nicht der Fall. 

Der Verein „Zug der Erirmerang“ ist kein Eisenbahnverkehrsunternehmen. Er 
bedient sich Eisenbahnverkehrsunternehmen, um seine Wagen transportieren zu 
lassen. Diese Eisenbahnverkehrsunternehmen müssen den Zugang zur Eisen- 
bahninfrastruktur beantragen und auf der Grundlage der daraufhin geschlosse- 
nen Verträge die entsprechenden Entgelte entrichten. Die eisenbahnrechtlichen 
Regelungen zum Zugang und zu den Entgelten sind so konstruiert, dass kein 
Eisenbahnverkehrsunternehmen bevorzugt werden kann. Entgelte sind danach 
gegenüber jedem Zugangsberechtigten in gleicher Weise zu berechnen. 


11. Ist das Verhalten der DB AG in Fragen des Gedenkens an die Reichsbahn- 
Opfer nach Einschätzung der Bundesregierung geeignet, Verlauf und 
Ausgang der angekündigten internationalen Klagebegehren (Jüdische 
Allgemeine, 5. April 2012), deren Gegenstand Müliardenforderangen 
wegen der Reichsbahn-Beihilfe zum NS-Massenmord sind, zu beeinflus- 
sen, und wenn ja, inwiefern hat sie darüber mit den Verantwortlichen der 
DB AG kommuniziert? 


12. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung getroffen, um den angekün- 
digten internationalen Klagebegehren durch eine umfangreiche, inter- 
national wahrnehmbare Förderung des Gedenkens an die Deportations- 
opfer, in Sonderheit durch umfangreiche finanzielle Förderang des 
„Zuges der Erirmerang“ zu entsprechen und so den Opfern entgegenzu- 
kommen? 

Die Fragen 11 und 12 werden wegen ihres Sachzusammenhanges gemeinsam 
beantwortet. 

Der Bundesregierung sind keine diesbezüglichen Gerichtsverfahren bekannt. 

Im Übrigen wird auf die obigen Ausführungen verwiesen, nach denen eine 
umfangreiche finanzielle Förderung des Zuges der Erinnerang erfolgt. 
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